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einschließlich der Grundstücke für Ausgleichs- 
und Ersatzmaßnahmen nach § 15 Abs.  2 
BNatSchG, 

b)	� Gewässer, soweit sie von der Wasserwirtschafts-
verwaltung verwaltet werden,

c)	� Nationalparke gemäß § 24 Abs. 1 BNatSchG, Art. 
13 BayNatSchG,

d)	� Forstvermögen, soweit es von der Bayerischen 
Staatsforsten bewirtschaftet wird,

e)	� die Liegenschaften der Bayerische Verwaltung 
der staatlichen Schlösser, Gärten und Seen,

f)	� staatseigene Liegenschaften, die auf Grund von 
Konkordaten oder besonderen Verträgen einer 
Religionsgemeinschaft oder einem kirchlichen 
Orden zur Nutzung überlassen sind, soweit sie 
im Ressortbereich des Staatsministeriums für 
Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst 
verwaltet werden sowie

g)	� der umwehrte Bereich der Justizvollzugs
anstalten und des Maßregelvollzugs.“

4.	 Die bisherige Nr. 3 wird Nr. 4 und wie folgt geändert:

a)	 In Nr. 4.1 erhält Satz 2 folgende Fassung: 

	� „Zusätzlich hierzu wird kein Genehmigungsentgelt 
erhoben.“ 

b)	� Nrn. 4.1.1.1 bis 4.1.1.2 erhalten folgende Fassung:

„4.1.1.1	� Eine Nutzungsentschädigung wird nicht 
erhoben
– � für aktuelle Berichterstattungen, d. h. 

wenn die Ausstrahlung der gedrehten Bil-
der binnen Wochenfrist oder bei in länge-
ren Abständen regelmäßig ausgestrahlten 
Sendeformaten beim nächsten Sende-
termin vorgesehen und ein Sachverhalt 
mit Neuigkeitswert am Objekt oder ein 
hierin stattfindendes Ereignis Thema der 
Berichterstattung ist;

– � für Produktionen, die als Studienleis-
tung von Studierenden im Rahmen ihrer 
Ausbildung an der Hochschule für Fern-
sehen und Film, der Macromedia Hoch-
schule für Medien und Kommunikation 
und vergleichbarer staatlicher, staatlich 
anerkannter oder staatlich geförderter 
Einrichtungen realisiert werden; eine 
entsprechende schriftliche Bestätigung 
der jeweiligen Einrichtung ist vorzulegen. 
Das Gleiche gilt für vom FilmFernseh-
Fonds Bayern geförderte Erstlingsfilme 
von Absolventinnen und Absolventen der 
vorgenannten Einrichtungen; 

– � für Außenaufnahmen staatseigener Ge-
bäude und Anlagen, die von politischen 
Parteien und Wählergruppen verwendet 
werden. Entsprechende Innenaufnahmen 
sind von der Kostenfreiheit ausgenom-
men; hier gelten die Nutzungsentschä
digungssätze für Kultur-, Dokumentar- 
und wissenschaftliche Filme. 

Für folgende Aufnahmen soll von einer Nut-
zungsentschädigung abgesehen werden:

6410-F

Änderung 	
der Gemeinsamen Bekanntmachung 	
über Film- und Fernsehaufnahmen 	
staatseigener Gebäude und Anlagen 

Gemeinsame Bekanntmachung 	
der Bayerischen Staatskanzlei 	

und aller Bayerischen Staatsministerien 

vom 7. August 2014 Az.: 46 - VV - 2500 - 3 - 17 514/14

I.

Die Gemeinsame Bekanntmachung der Bayerischen 
Staatskanzlei und aller Bayerischen Staatsministerien über 
Film- und Fernsehaufnahmen staatseigener Gebäude und 
Anlagen vom 25. Mai 1992 (FMBl S. 378, StAnz Nr. 23) 
wird wie folgt geändert:

1.	 Es wird folgende neue Nr. 1 eingefügt: 

„1. 	Geltungsbereich 

Die Gemeinsame Bekanntmachung findet Anwen-
dung auf staatseigene Gebäude und Anlagen.“ 

2.	 Die bisherige Nr. 1 wird Nr. 2 und folgender Abs. 3 
angefügt: 

„Bei Anträgen politischer Parteien und Wählergruppen 
sind das Neutralitätsgebot des Staates sowie Verlaut
barungen der Staatsregierung und der Ministerien zum 
Verhalten im Wahlkampf zu beachten. Entsprechendes 
gilt für Bürgerinitiativen und vergleichbare Vereinigun-
gen.“

3.	 Die bisherige Nr. 2 wird Nr. 3 und erhält folgende 
Fassung:

„3.	 �Zuständigkeit für die Erteilung der Genehmigung

3.1	 Allgemeine Zuständigkeit

Soweit nicht in Nr. 3.2 anderes bestimmt ist, ist 
für die Erteilung der Genehmigung die Immobili-
en Freistaat Bayern zuständig. Die Genehmigung 
kann von der jeweiligen Grundbesitz bewirtschaf-
tenden Dienststelle in eigener Vertretung des Frei-
staates Bayern erteilt werden, soweit ein von der 
Immobilien Freistaat Bayern zur Verfügung ge-
stellter Mustervertrag verwendet wird. Die obers-
ten Staatsbehörden können sich für einzelne Ge-
bäude und Anlagen ihres Geschäftsbereichs die 
Genehmigungsbefugnis vorbehalten. Zur Klärung 
der Zuständigkeit in Zweifelsfragen kann sich das 
Unternehmen an die Zentrale der Immobilien Frei-
staat Bayern (Kontaktdaten unter www.immobilien.
bayern.de) wenden.

3.2	 �Sonderzuständigkeit für bestimmte Verwaltungs-
bereiche

Für die nachfolgenden Bereiche des staatlichen Im-
mobilienbestandes ist die mit dem Gebäude- oder 
Flächenmanagement betraute Verwaltung für die 
Erteilung der Genehmigung zuständig:
a)	� öffentliche Straßen nach Art. 1 BayStrWG in 

der Baulast des Freistaates Bayern mit ihren 
Bestandteilen nach Art. 2 Nrn. 1 bis 3 BayStrWG 
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– � Aufnahmen von geringem Umfang;

– � Aufnahmen, die der Information über den 
Freistaat Bayern und seiner Einrichtun-
gen dienen und im Interesse des Freistaa-
tes liegen.

4.1.1.2	� Bei der Vereinbarung der Nutzungsentschä-
digung ist im Übrigen von folgender Staffe-
lung auszugehen:

Kultur-, Dokumentar-  
und wissenschaftliche Filme
Außenaufnahmen  
je Drehtag � 0 bis 400 €
Innenaufnahmen  
je Drehtag � 0 bis 700 €

Spielfilme
Außenaufnahmen  
je Drehtag � 100 bis 1.400 €
Innenaufnahmen  
je Drehtag� 400 bis 3.500 €

Werbefilme
Außenaufnahmen  
je Drehtag � 1.000 bis 5.000 €
Innenaufnahmen  
je Drehtag � Preis auf Anfrage 
� (mindestens 2.500 €).“

c)	� In Nrn. 4.1.1.3, 4.2.2 und 4.2.3 Satz 2 wird jeweils 
das Wort „Genehmigungsbehörde“ durch die Worte 
„genehmigende Stelle“ ersetzt. 

5.	 Die bisherige Nr. 4 wird Nr. 5. 

II.

Diese Bekanntmachung tritt am 7. August 2014 in Kraft.

Bayerische Staatskanzlei 

G e r n b au e r  
Ministerialdirektorin

Bayerisches Staatsministerium 	
des Innern, für Bau und Verkehr 

S c hu s t e r  
Ministerialdirektor

Oberste Baubehörde im 	
Bayerischen Staatsministerium des Innern, 	

für Bau und Verkehr 

P o x l e i t n e r  
Ministerialdirektor

Bayerisches Staatsministerium 	
der Justiz 

D r.  S c h ö n  
Ministerialdirektor

Bayerisches Staatsministerium 	
für Bildung und Kultus, 	
Wissenschaft und Kunst 

D r.  We i ß  
Ministerialdirektor 

D r .  Mü l l e r  
Ministerialdirektor

Bayerisches Staatsministerium 	
der Finanzen, für Landesentwicklung 	

und Heimat 

L a z i k  
Ministerialdirektor

Bayerisches Staatsministerium 	
für Wirtschaft und Medien, 	
Energie und Technologie 

D r.  S c h l e i c h e r  
Ministerialdirektor 

D r .  S c h w a b  
Ministerialdirektor

Bayerisches Staatsministerium 	
für Umwelt und 	

Verbraucherschutz 

D r.  B a r t h  
Ministerialdirektor

Bayerisches Staatsministerium 	
für Ernährung, Landwirtschaft und 	

Forsten 

N e u m e y e r  
Ministerialdirektor

Bayerisches Staatsministerium 	
für Arbeit und Soziales, 	
Familie und Integration 

Hö h e n b e r g e r  
Ministerialdirektor

Bayerisches Staatsministerium 	
für Gesundheit und Pflege 

N o w a k  
Ministerialdirigentin
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b)	� nach § 18 StVG in Verbindung mit Art. 34 Satz 1 
des Grundgesetzes, Art. 97 Satz 1 der Verfas-
sung. Das Verschulden der Fahrer wird hier 
widerlegbar vermutet.

3.	� Bei Fiskalfahrten haftet der Freistaat Bayern 
nach § 831 BGB, wenn Bedienstete in Ausführung 
einer Verrichtung handeln, zu der sie der Freistaat 
Bayern bestellt hat. Unberührt bleibt die Haftung 
nach §§ 823 ff. BGB oder § 18 StVG in Verbindung 
mit § 89 Abs. 1 BGB, § 31 BGB, wenn Bedienstete 
als verfassungsmäßig berufene Vertreter des Frei-
staates Bayern einen Drittschaden verursachen.

1.2	 Haftungshöchstbeträge

Bei Ansprüchen aus §§ 7 und 18 StVG ist die Haftung 
des Freistaats Bayern auf die in § 12 StVG bestimm-
ten Höchstbeträge begrenzt.

1.3	 Verjährung

1.3.1	 Schadensersatzansprüche gegen den Freistaat Bay-
ern verjähren gemäß § 195 BGB, § 14 StVG in drei 
Jahren.

1.3.2	Die Verjährungsfrist beginnt gemäß § 199 Abs. 1 
BGB, § 14 StVG mit dem Schluss des Jahres, in dem 
der Anspruch entstanden ist und der Gläubiger von 
den den Anspruch begründenden Umständen und 
der Person des Schuldners Kenntnis erlangt oder 
ohne grobe Fahrlässigkeit erlangen müsste.

Schadensersatzansprüche, die auf der Verletzung 
des Lebens, des Körpers, der Gesundheit oder der 
Freiheit beruhen, verjähren ohne Rücksicht auf ihre 
Entstehung und die Kenntnis oder grob fahrlässi-
ge Unkenntnis in 30 Jahren von der Begehung der 
Handlung, der Pflichtverletzung oder dem sonstigen, 
den Schaden auslösenden Ereignis an (§ 199 Abs. 2 
BGB, § 14 StVG).

Sonstige Schadensersatzansprüche verjähren

a)	ohne Rücksicht auf die Kenntnis oder grob fahr-
lässige Unkenntnis in zehn Jahren von ihrer Ent-
stehung an, und

b)	ohne Rücksicht auf ihre Entstehung und die 
Kenntnis oder grob fahrlässige Unkenntnis in 
30 Jahren von der Begehung der Handlung, der 
Pflichtverletzung oder dem sonstigen, den Scha-
den auslösenden Ereignis an.

Maßgeblich ist die früher endende Frist (§ 199 Abs. 3 
BGB, § 14 StVG).

1.3.3	Schweben zwischen dem Schuldner und dem Gläu-
biger Verhandlungen über den Anspruch oder die 
den Anspruch begründenden Umstände, so ist die 
Verjährung gehemmt, bis der eine oder der andere 
Teil die Fortsetzung der Verhandlungen verweigert 
(§ 203 Satz 1 BGB).

2.	 Versicherungsrechtliche Eintrittspflicht des Frei-
staates Bayern

2.1	 Freistaat Bayern als Selbstversicherer

Als Selbstversicherer (§ 2 Abs. 1 Nr. 2 PflVG) hat der 
Freistaat Bayern in Verbindung mit der sich aus Nr. 1 
ergebenden Haftung in gleicher Weise und in glei-
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1.	 Haftpflicht des Freistaates Bayern

Für die Haftung des Freistaates Bayern aus dem 
Betrieb staatlicher Kraftfahrzeuge ist zwischen 
Hoheits-, Fiskal- und Privatfahrten zu unterscheiden:

Hoheitsfahrten liegen vor, wenn die Fahrten in Aus-
übung eines den Bediensteten anvertrauten öffent
lichen Amtes durchgeführt werden.

Von Fiskalfahrten ist auszugehen, wenn die Fahr-
ten der Wahrnehmung von Aufgaben im bürgerlich-
rechtlichen Rechtskreis des Freistaates Bayern die-
nen.

Von Privatfahrten ist auszugehen, wenn die Fahrten 
weder Hoheits- noch Fiskalfahrten sind. Privatfahr-
ten können erlaubt oder unerlaubt erfolgen.

1.1	 Anspruchsgrundlagen

Eine Haftung des Freistaates Bayern kann sich aus 
folgenden Anspruchsgrundlagen ergeben:

1.	� Bei Hoheits-, Fiskal- und Privatfahrten haftet der 
Freistaat Bayern nach §§ 7 ff. StVG als Halter des 
Kraftfahrzeugs.

2.	 Bei Hoheitsfahrten haftet der Freistaat Bayern

a)	� nach § 839 Abs. 1 BGB in Verbindung mit 
Art. 34 Satz 1 des Grundgesetzes, Art. 97 Satz 1 
der Verfassung, wenn Bedienstete in Ausübung 
des ihnen anvertrauten öffentlichen Amtes 
schuldhaft die ihnen Dritten gegenüber oblie-
genden Amtspflichten verletzen, oder

Kraftfahrzeugwesen
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chem Umfang wie ein Haftpflichtversicherer Schä-
den abzudecken, für die Eigentümer, Halter oder 
Fahrer des Kraftfahrzeuges haften (§ 2 Abs. 2 PflVG).

Geschädigte können ihre Ansprüche – ohne vor
herige Inanspruchnahme der Schädiger – direkt 
gegenüber dem Freistaat Bayern geltend machen 
(§ 2 Abs. 2 PflVG, §§ 3 und 3a PflVG, § 115 Abs. 1, 
§ 117 Abs. 1, 3 und 4 VVG).

2.2	 Grenzen der Eintrittspflicht

Die hiernach bestehende Eintrittspflicht des Freistaa-
tes Bayern ist durch die in der Anlage zu § 4 Abs. 2 
PflVG festgesetzten Mindestversicherungssummen 
begrenzt. Darüber hinaus tritt der Freistaat Bayern 
auch für Schäden, die die Mindestversicherungssum-
men übersteigen, bis zur Höchstgrenze von 15 Mio. 
Euro ein.

2.3	 Geltung versicherungsrechtlicher Vorschriften

Inhalt und Umfang der Eintrittspflicht bestimmen 
sich entsprechend den jeweils geltenden Vorschriften 
der §§ 100 bis 124 VVG, des § 2 Abs. 2, der §§ 3, 3a 
und 4 PflVG sowie der Verordnung über den Ver-
sicherungsschutz in der Kraftfahrzeug-Haftpflicht-
versicherung (Kraftfahrzeug-Pflichtversicherungs-
verordnung – KfzPflVV) vom 29. Juli 1994 (BGBl I 
S. 1837), zuletzt geändert durch Art. 5 der Verord-
nung vom 13. Januar 2012 (BGBl I S. 103).

3.	 Rückgriff gegen Bedienstete

Der Rückgriffsanspruch des Freistaates Bayern 
gegen staatliche Fahrzeuge führende Bedienstete 
(Bedienstete) wegen eines schuldhaft verursachten 
Unfalls ergibt sich bei Hoheits- und Fiskalfahrten

bei Beamtinnen und Beamten aus § 48 BeamtStG,

bei Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern sowie 
Ärztinnen und Ärzten aus § 3 Abs. 7 TV-L/TV-Ärzte 
in Verbindung mit § 48 BeamtStG und

bei Beschäftigten in forstwirtschaftlichen Verwal-
tungen, Einrichtungen und Betrieben, die Tätigkei-
ten in der Waldarbeit ausüben,  aus § 2 TV-Forst in 
Verbindung mit § 3 Abs. 7 TV-L in Verbindung mit 
§ 48 BeamtStG, soweit keine besonderen Regelungen 
bestehen (vgl. z. B. § 1 Abs. 2 und 3 TV-L).

Der Rückgriffsanspruch des Freistaates Bayern 
gegen Bedienstete wegen eines schuldhaft verur-
sachten Unfalls ergibt sich bei Privatfahrten aus den 
allgemeinen zivilrechtlichen Regelungen (§ 823 BGB 
ff.) bzw. aus § 2 Abs. 2 Satz 6 PflVG.

Hinsichtlich etwaiger Rückgriffsansprüche des Frei-
staates Bayern ist zwischen Eigen- und Fremdschä-
den zu unterscheiden.

Eigenschaden ist ein Schaden am Sacheigentum des 
Freistaates Bayern oder ein sonstiger Schaden, der 
dem Freistaat Bayern unmittelbar entstanden ist.

Fremdschaden ist ein Personen-, Sach- oder Vermö-
gensschaden einer dritten Person. Wie Fremdschäden 
sind auch die Fälle zu behandeln, in denen der Frei-
staat Bayern aus Anlass von Unfällen, die Bedienstete 
des Freistaates Bayern verursacht haben, Unfallfür-
sorge (Art. 45 ff. BayBeamtVG) oder als Träger der 
gesetzlichen Unfallversicherung Entschädigungs-
leistungen zu gewähren hat.

3.1	 Eigenschäden

3.1.1	 Bei einem Unfall im Rahmen einer Hoheits- oder 
einer Fiskalfahrt haften Bedienstete dem Frei-
staat Bayern wegen eines Eigenschadens nach § 48 
BeamtStG (in Verbindung mit § 3 Abs. 7 TV-L/TV-
Ärzte bzw. § 2 TV-Forst in Verbindung mit § 3 Abs. 7 
TV-L) nur, soweit sie vorsätzlich oder grob fahrlässig 
ihre Pflichten verletzt haben.

Die Grundsätze der Beschränkung der Arbeit-
nehmerhaftung finden im Rahmen des § 48 Satz 1 
BeamtStG keine Anwendung.

Bei einem Unfall im Rahmen einer Privatfahrt haf-
ten Bedienstete dem Freistaat Bayern wegen eines 
Eigenschadens nach den allgemeinen zivilrecht-
lichen Regelungen. Bei erlaubten Privatfahrten ist 
diese Haftung auf ein grob fahrlässiges oder vorsätz-
liches Verhalten beschränkt.

3.1.2	 Rückgriffsansprüche verjähren nach Art. 78 Abs. 1 
Satz 1 BayBG in drei Jahren von dem Zeitpunkt an, 
in dem der Freistaat Bayern als Dienstherr von dem 
Schaden und der Person des Ersatzpflichtigen Kennt-
nis erlangt hat, ohne Rücksicht auf diese Kenntnis in 
zehn Jahren von der Begehung der Handlung an.

Bei Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, Ärz-
tinnen und Ärzten sowie Beschäftigten in forst-
wirtschaftlichen Verwaltungen, Einrichtungen und 
Betrieben, die Tätigkeiten in der Waldarbeit ausüben 
besteht darüber hinaus nach § 37 Abs. 1 TV-L bzw. 
§ 2 TV-Forst, § 37 Abs. 1 TV-L eine besondere Aus-
schlussfrist (§ 37 TV-L/TV-Ärzte bzw. § 2 TV-Forst in 
Verbindung mit § 37 TV-L). Danach verfallen Ansprü-
che aus dem Arbeitsverhältnis, wenn sie nicht inner-
halb einer Frist von sechs Monaten nach Fälligkeit 
vom Arbeitgeber schriftlich geltend gemacht werden.

3.2	 Fremdschäden

3.2.1	 Bei einem Unfall im Rahmen einer Hoheits- oder Fis-
kalfahrt steht dem Freistaat Bayern ein Rückgriffs-
anspruch gegen Bedienstete wegen eines Fremd-
schadens nach § 48 BeamtStG (in Verbindung mit 
§ 3 Abs. 7 TV-L/TV-Ärzte bzw. § 2 TV-Forst in Ver-
bindung mit § 3 Abs. 7 TV-L) nur zu, soweit diese ihre 
Pflichten vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzten 
und

a)	� der geleistete Schadensersatz die in Nr. 2.2 Satz 2 
vorgesehene Haftungshöchstgrenze übersteigt 
oder

b)	� die Haftung des Freistaates Bayern aus der Ver-
wendung eines nach § 2 Abs. 1 Nr. 6 PflVG von 
der Versicherungspflicht befreiten Fahrzeuges 
entstanden ist oder

c)	� der Schaden außerhalb der von dem Versicherer 
nach den Vorschriften des Gesetzes über den 
Versicherungsvertrag (Versicherungsvertrags-
gesetz – VVG) vom 23. November 2007 (BGBl I 
S. 2631), geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom  
1. August 2014 (BGBl I S. 1330), und der KfzPflVV 
zu tragenden Gefahr liegt (insbesondere § 103 
VVG: Vorsatz; § 4 KfzPflVV) oder

d)	� ein Versicherer bei gleichem Tatbestand berechtigt 
wäre, mitversicherte Fahrer gemäß §§ 116 und 124 
Abs. 2 VVG (insbesondere bei Obliegenheitsver-
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Sofern eine allgemeine Vertretungsbehörde bei der 
Abwicklung von Ersatzansprüchen Dritter beteiligt 
wurde, gilt sie in gerichtlichen Verfahren, soweit sie 
nach anderen Vorschriften hierfür sachlich zustän-
dig ist, für den Rückgriff gegen Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer, Ärztinnen und Ärzte sowie 
Beschäftigten in forstwirtschaftlichen Verwaltungen, 
Einrichtungen und Betrieben, die Tätigkeiten in der 
Waldarbeit ausüben als örtlich zuständige Behörde 
(§ 2 Abs. 1 Satz 1 VertrV).

Die gerichtliche Vertretung des Freistaates Bayern 
für den Rückgriff gegen Beamtinnen und Beamten 
richtet sich nach § 2 Abs. 2 VertrV.

3.4.2	Nach Nr. 3.4.1 zuständige nachgeordnete Behör-
den haben die Angelegenheit der für sie zustän- 
digen obersten Staatsbehörde zur Entscheidung 
vorzulegen, wenn
a)	gegen Bedienstete ein Rückgriff wegen eines 

Fremdschadens in Betracht kommt (Nr. 3.2) oder
b)	der Eigenschaden 20.000 Euro übersteigt oder
c)	 einzelne Bedienstete in einer Höhe von mehr als 

10.000 Euro von einem Ersatzanspruch des Frei-
staates Bayern freigestellt werden sollen (Nr. 3.3) 
oder

d)	�Zweifelsfragen von grundsätzlicher Bedeutung 
bestehen.

Die Vorschriften des Art. 59 BayHO und die hier-
zu ergangenen Ausführungsvorschriften bleiben 
unberührt.

3.4.3	Die obersten Staatsbehörden entscheiden im Ein-
vernehmen mit dem Staatsministerium der Finan-
zen, für Landesentwicklung und Heimat in Fällen 
von grundsätzlicher Bedeutung. Im Übrigen gelten 
die Vorschriften des Art. 59 BayHO und die hierzu 
ergangenen Ausführungsvorschriften.

3.4.4	Bedienstete sind von der zur Entscheidung über den 
Rückgriff zuständigen Behörde über die beabsich
tigte Geltendmachung eines Ersatzanspruchs in 
Kenntnis zu setzen. Dies hat so zeitig zu erfolgen, 
dass die Personalvertretung auf Antrag der Bediens-
teten nach Art. 75 Abs. 1 Satz 1 Nr. 13 und Satz 2 
Halbsatz 2 BayPVG beteiligt werden kann.

Sind Bedienstete, die den Schaden verursacht haben, 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, Ärztinnen 
und Ärzte sowie Beschäftigte in forstwirtschaft
lichen Verwaltungen, Einrichtungen und Betrieben, 
die Tätigkeiten in der Waldarbeit ausüben und kann 
die Entscheidung der Rückgriffsbehörde nicht in-
nerhalb von sechs Monaten seit dem Schaden stif-
tenden Ereignis getroffen und den Bediensteten 
schriftlich mitgeteilt werden, gilt Folgendes:

Im Hinblick auf § 37 TV-L bzw. § 2 TV-Forst in Ver-
bindung mit § 37 TV-L hat die Beschäftigungsbehör-
de vor Ablauf der Sechsmonatsfrist Ansprüche auf 
Ersatz des verursachten Eigen- und Fremdschadens 
unter zumindest ungefährer Angabe ihrer Höhe 
schriftlich geltend zu machen, soweit eine Freistel-
lung nicht möglich ist. Die Sätze 1 und 2 gelten für 
die Geltendmachung durch die Beschäftigungs
behörde entsprechend.

Die Beschäftigungsbehörde teilt die gegenüber den 
Bediensteten erfolgte Geltendmachung gleichzeitig 

letzungen und Gefahrerhöhungen) in Rückgriff 
zu nehmen (§ 2 Abs. 2 Satz 6 PflVG).

Bei einem Unfall im Rahmen einer Privatfahrt steht 
dem Freistaat Bayern ein Rückgriffsanspruch wegen 
eines Fremdschadens gegen den Bediensteten nach 
§ 2 Abs. 2 Satz 6 PflVG zu.

3.2.2	Der Rückgriff wegen Obliegenheitsverletzung oder 
Gefahrerhöhung ist nach näherer Maßgabe der §§ 5 
bis 7 KfzPflVV beschränkt.

3.2.3	Im Übrigen gelten für die nach Nr. 3.2 dem Frei-
staat Bayern zustehenden Rückgriffsansprüche die 
Bestimmungen der Nr. 3.1.2 sinngemäß.

In Fällen, in denen der Freistaat Bayern einem Drit-
ten auf Grund des Art. 34 Satz 1 des Grundgesetzes 
Schadensersatz geleistet hat, verjähren Rückgriffsan-
sprüche in drei Jahren von dem Zeitpunkt an, in dem 
der Ersatzanspruch des Dritten diesem gegenüber 
vom Freistaat Bayern anerkannt oder dem Freistaat 
Bayern gegenüber rechtskräftig festgestellt ist und 
der Freistaat Bayern von der Person des Ersatzpflich-
tigen Kenntnis erlangt hat (Art. 78 Abs. 1 Sätze 1 und 
2 BayBG).

3.3	 Freistellung von der Ersatzpflicht

Sind Bedienstete nach den vorstehenden Grundsät-
zen gegenüber dem Freistaat Bayern ersatzpflichtig, 
können sie nach den haushaltsrechtlichen Bestim-
mungen des Art. 59 Abs. 1 Nr. 3 BayHO und der VV 
Nr. 3 zu Art. 59 BayHO von ihrer Ersatzpflicht teil-
weise freigestellt werden, wenn die vollständige Ein-
ziehung der Forderung nach Lage des Einzelfalles 
für den Bediensteten eine besondere Härte bedeuten 
würde. Bei der Prüfung, ob eine besondere Härte vor-
liegt, ist die Fürsorgepflicht mit zu berücksichtigen. 
Beruht der Schaden auf einer schwerwiegenden 
Dienstpflichtverletzung (z. B. rauschbedingter Un-
fall oder vorsätzliche Schädigung), liegt in der Re-
gel keine besondere Härte vor. Bei Vorliegen einer 
besonderen Härte ist die Inanspruchnahme auf ei-
nen Pauschbetrag zu begrenzen. Bei der Bemessung 
der Höhe des Pauschbetrages und einer eventuellen 
Gewährung von Ratenzahlungen sind die Art der 
Pflichtverletzung, der Grad des Verschuldens, die 
Höhe des dem Freistaat Bayern erwachsenen Scha-
dens und die persönlichen Verhältnisse des Bediens-
teten (insb. Einkommen, Vermögen, Familienstand 
und Unterhaltspflichten) zu berücksichtigen.

Eine Freistellung scheidet aus, soweit Bedienstete 
aus Anlass des Schaden stiftenden Ereignisses An-
sprüche gegen einen Versicherer besitzen.

3.4	 Verfahren

3.4.1	Zuständig für die Entscheidung über die Inanspruch-
nahme oder teilweise Freistellung von Bediensteten 
ist die Beschäftigungsbehörde. Bei nachgeordneten 
Behörden entscheidet die der obersten Staatsbehörde 
unmittelbar nachgeordnete Behörde.

Die obersten Staatsbehörden können innerhalb ihres 
Geschäftsbereiches abweichende Zuständigkeitsre-
gelungen treffen.

Hinsichtlich der rechtlichen Beratung der entschei-
denden Behörde durch die allgemeine Vertretungs-
behörde ist Nr. 7.1 der Vollzugsbekanntmachung zur 
Vertretungsverordnung (VollzBekVertrV) entspre-
chend anzuwenden.
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der nach den vorstehenden Grundsätzen zur Ent-
scheidung über den Rückgriff zuständigen Behörde 
mit. Mit Zustimmung der Rückgriffsbehörde kann 
die Geltendmachung unterbleiben, wenn von vorn-
herein eindeutig feststeht, dass ein Ersatzanspruch 
nicht gegeben ist.

3.4.5	Auf die Vorschriften Nrn. 6.2 und 6.3.3 VollzBek-
VertrV betreffend die Streitverkündung bzw. die 
Aufrechnung mit Rückgriffsansprüchen wird hin-
gewiesen.

4.	 Bundesauftragsverwaltung

Die vorstehenden Grundsätze gelten für die Fälle des 
Rückgriffs bei Schädigung von Bundesvermögen im 
Bereich der Auftragsverwaltung entsprechend.

5.	 In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten

5.1	 Diese Bekanntmachung tritt am 1. August 2014 in 
Kraft.

5.2	 Mit Ablauf des 31. Juli 2014 treten außer Kraft:

–	 Gemeinsame Bekanntmachung über die Haftung 
beim Betrieb von Kraftfahrzeugen des Freistaates 
Bayern und den Rückgriff gegen Fahrer staatlicher 
Kraftfahrzeuge vom 12. Juli 2004 (FMBl S. 132, 
StAnz Nr. 30);

–	 Bekanntmachung über den Rahmenvertrag zu-
gunsten der Fahrer staatlicher Kraftfahrzeuge für 
Rechtsschutz-, Dienstfahrzeughaftpflicht-, Regress- 
und Unfallversicherung vom 12. Juni 1956 (FMBl 
S. 633), zuletzt geändert durch Bekanntmachung 
vom 25. Januar 2006 (FMBl S. 38).

6.	 Schlussbestimmungen

Diese Bekanntmachung gilt für alle am Tag ihres 
In-Kraft-Tretens noch nicht abgewickelten Fälle.
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